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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 

 

1. Allgemeines 

 

1.1 Diese Lieferungsbedingungen gelten für alle gegenwärtigen und auch zukünftigen Ge-

schäftsabschlüsse, selbst wenn sie nicht noch einmal besonders vereinbart werden, sofern sie 

nicht im Vertrag ausdrücklich abgeändert oder ausgeschlossen werden; frühere, etwa anders 

lautende Bedingungen von STACO Deutschland GmbH (Lieferer) werden hiermit durch diese 

Lieferungsbedingen ersetzt. Die Lieferungsbedingungen gelten für Verträge über den Verkauf 

und/oder die Lieferung und den Einbau beweglicher Sachen ohne Rücksicht darauf, ob der 

Lieferer die Ware selbst herstellt oder bei Zulieferern einkauft (§ § 433,650 BGB). 

 

1.2 Diese Lieferungsbedingungen gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende o-

der ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Bestellers werden nur dann und inso-

weit Vertragsbestandteil, als der Lieferer ihrer Geltung ausdrücklich zugestimmt hat. Dieses 

Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn der Lieferer in 

Kenntnis der AGB des Bestellers die Lieferung an ihn vorbehaltlos ausführt.  

 

1.3 Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Besteller (einschließlich Ne-

benabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen Liefe-

rungsbedingungen. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Gegenbe-

weises, ein schriftlicher Vertrag bzw. die schriftliche Bestätigung des Lieferers maßgebend. 

 

1.4 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Bestellers in Bezug auf den Vertrag (zum 

Beispiel Fristsetzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder Minderung), sind schriftlich, d. h. in 

Schrift- oder Textform (zum Beispiel Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvor-

schriften und weitere Nachweise insbesondere bei Zweifeln über die Legitimation des Erklä-

renden bleiben unberührt. 

 

1.5 Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. 

Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in 

diesen Lieferungsbedingungen nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlos-

sen werden. 

 

1.6 Der Abnehmer und Verwender von gütegesicherten Gitterrosten nach RAL-GZ 638 ver-

pflichtet sich, dem mit der Güteüberwachung seitens der Gütegemeinschaft Gitterroste e.V.  
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beauftragten neutralen Prüfinstitut jederzeit Zutritt zu den Aufstellungsorten zu gewährleisten 

und eine Überprüfung der Qualität zuzulassen. Die etwaige Überprüfung erfolgt im Rahmen 

der Güteschutzgewährung und ist für den Abnehmer bzw. Verwender kostenlos.  

 

2. Angebot und Abschluss 

 

2.1 Alle Angebote des Lieferers sind freibleibend und unverbindlich. Dies gilt auch, wenn der 

Lieferer dem Besteller Kataloge, technische Dokumentationen (zum Beispiel Zeichnungen, 

Pläne, Berechnungen, Kalkulationen, Verweisungen auf DIN-Normen) sonstige Produktbe-

schreibung oder Unterlagen - auch in elektronischer Form - überlassen hat, an denen sich der 

Lieferer Eigentums- und Urheberrechte vorbehält. Nebenabreden und Änderungen bedürfen 

der schriftlichen Bestätigung des Lieferers. Dies gilt auch hinsichtlich der Abänderung dieser 

Schriftformklausel.  

 

2.2 Die Bestellung der Ware durch den Besteller gilt als verbindliches Vertragsangebot. Sofern 

sich aus der Bestellung nichts anderes ergibt, ist in der Lieferer berechtigt, dieses Vertragsan-

gebot innerhalb von vier Wochen nach seinem Zugang bei ihm anzunehmen. 

 

2.3 Die Annahme kann entweder schriftlich (zum Beispiel durch Auftragsbestätigung) oder 

durch Auslieferung der Ware an den Besteller erklärt werden. 

 

2.4 Angaben des Lieferers zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung (z.B. Gewichte, 

Maße, Gebrauchswerte, Belastbarkeit, Toleranzen und technische Daten) sowie seine Dar-

stellungen desselben (z.B. Zeichnungen und Abbildungen) sind nur annähernd maßgeblich, 

soweit nicht die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck eine genaue Überein-

stimmung voraussetzt. Sie sind keine garantierten Beschaffenheitsmerkmale, sondern Be-

schreibungen oder Kennzeichnungen der Lieferung oder Leistung. Handelsübliche Abwei-

chungen und Abweichungen, die aufgrund rechtlicher Vorschriften erfolgen oder technische 

Verbesserungen darstellen, sowie die Ersetzung von Bauteilen durch gleichwertige Teile sind 

zulässig, soweit sie die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck nicht beeinträch-

tigen 

 

2.5 An Kostenvoranschlägen, Zeichnungen und ähnlichen Unterlagen behält sich der Lieferer 

das Eigentum vor; derartige Unterlagen dürfen außenstehenden Dritten vom Besteller 

nicht zugänglich gemacht werden. Sie sind dem Lieferer, wenn der Auftrag nicht erteilt wird,  
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auf Verlangen unverzüglich einschließlich vom Besteller etwa zwischenzeitlich gefertigter Ko-

pien zurückzugeben.  

 

2.6 Teillieferungen sind zulässig.  

 

3. Lieferfrist und Lieferverzug 

 

3.1 Die Lieferfrist wird individuell vereinbart bzw. vom Lieferer bei der Annahme der Bestellung 

angegeben.  

 

3.2 Sofern der Lieferer verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, 

nicht einhalten kann (Nichtverfügbarkeit der Leistung) wird er den Besteller hierüber unverzüg-

lich informieren und gleichzeitig die voraussichtliche, neue Lieferfrist mitteilen. Ist die Leistung 

auch innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, ist der Lieferer berechtigt, ganz oder teil-

weise vom Vertrag zurückzutreten; eine bereits erbrachte Gegenleistung des Bestellers wird 

der Lieferer unverzüglich erstatten. Als Fall der Nichtverfügbarkeit der Leistung in diesem 

Sinne gilt insbesondere die nicht rechtzeitige Selbstbelieferung durch den Zulieferer des Lie-

ferers, wenn der Lieferer ein kongruentes Deckungsgeschäft abgeschlossen hat, weder den 

Lieferer, noch den Zulieferer ein Verschulden trifft oder der Lieferer im Einzelfall zur Beschaf-

fung nicht verpflichtet ist. 

 

3.3 Der Eintritt des Lieferverzugs bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften. In jedem 

Fall ist aber eine Mahnung durch den Besteller erforderlich. Gerät der Lieferer in Lieferverzug, 

so kann der Besteller pauschalierten Ersatz seines Verzugsschadens verlangen. Die Scha-

denspauschale beträgt für jede vollendete Kalenderwoche des Verzugs 0,5 % des Nettoprei-

ses (Lieferwert), insgesamt jedoch höchstens 5 % des Lieferwerts der verspätet gelieferten 

Ware. Dem Lieferer bleibt der Nachweis vorbehalten, dass dem Besteller gar kein Schaden 

oder nur ein wesentlich geringerer Schaden als vorstehende Pauschale entstanden ist. 

 

3.4 Die Rechte des Bestellers dieser Lieferungsbedingungen und die gesetzlichen Rechte des 

Lieferers, insbesondere bei einem Ausschluss der Leistungspflicht (zum Beispiel aufgrund Un-

möglichkeit oder Unzumutbarkeit der Leistung und/oder Nacherfüllung), bleiben unberührt. 
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4. Lieferung, Gefahrübergang, Abnahme, Annahmeverzug 

 

4.1 Die Lieferung erfolgt ab Lager, wo auch der Erfüllungsort für die Lieferung und eine etwaige 

Nacherfüllung ist, auch für den Fall, dass „Lieferung frei Haus“ vereinbart ist. Auf Verlangen 

und Kosten des Bestellers wird die Ware an einen anderen Bestimmungsort versandt (Ver-

sendungskauf). Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, ist der Lieferer berechtigt, die Art 

der Versendung (insbesondere Transportunternehmen, Versandweg, Verpackung) selbst zu 

bestimmen. 

 

4.2 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware geht 

in dem Augenblick auf den Käufer über, wenn sie unsere Betriebsräume verlässt, auch im 

Falle der frachtfreien Lieferung, spätestens aber mit der Übergabe auf den Käufer über. Beim 

Versendungskauf geht jedoch die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Ver-

schlechterung der Ware sowie die Verzögerungsgefahr bereits mit Auslieferung der Ware an 

den Spediteur, den Frachtführer oder der sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten 

Person oder Anstalt über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für den Gefahrüber-

gang maßgebend. Auch im Übrigen gelten für eine vereinbarte Abnahme die gesetzlichen 

Vorschriften des Werkvertragsrechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht es 

gleich, wenn der Besteller im Verzug mit der Annahme ist. 

 

4.3 Kommt der Besteller in Annahmeverzug, unterlässt er eine Mitwirkungshandlung oder ver-

zögert sich die Lieferung aus anderen, vom Besteller zu vertretenden Gründen, so ist der Lie-

ferer berechtigt, Ersatz des hieraus entstehenden Schadens einschließlich Mehraufwendun-

gen (zum Beispiel Lagerkosten) zu verlangen. Hierfür berechnet der Lieferer eine pauschale 

Entschädigung in Höhe von 0,5% des Netto-Kaufpreises Euro pro Kalenderwoche, max. 5 % 

des Netto-Kaufpreises und max. 10% des Nettokaufpreises für den Fall der endgültigen Nich-

tabnahme, beginnend mit der Lieferfrist bzw. -mangels einer Lieferfrist- mit der Mitteilung der 

Versandbereitschaft der Ware. 

Der Nachweis eines höheren Schadens und die gesetzlichen Ansprüche des Lieferers (insbe-

sondere Ersatz von Mehraufwendungen, angemessene Entschädigung, Kündigung) bleiben 

unberührt; die Pauschale ist aber auf weitergehende Geldansprüche anzurechnen. Dem Be-

steller bleibt der Nachweis gestattet, dass dem Lieferer überhaupt kein oder nur ein wesentlich 

geringerer Schaden als vorstehende Pauschale entstanden ist. 

 

4.4 Sofern der Lieferer zusätzlich mit der Montage beauftragt ist, hat auf sein Verlangen - auch 

in Teilabschnitten - unverzüglich auf Kosten des Bestellers die Abnahme zu erfolgen. Kommt  
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es innerhalb von 12 Werktagen nach Zugang der Fertigstellungsmeldung nicht zu einer Ab-

nahme aus Gründen, die vom Lieferer nicht zu vertreten sind, so gilt die Leistung des Lieferers 

mit Ablauf des 12. Werktages als abgenommen, wenn der Lieferer den Besteller bei Abgabe 

der Fertigstellungsmeldung auf diese Folge hinweist. Sofern der Besteller die Leistung oder 

einen Teil der Leistung des Lieferers in Benutzung genommen hat, gilt die Abnahme als mit 

dem Zeitpunkt der Inbenutzungnahme als erfolgt. Vom Besteller gerügte Mängel berechtigen 

nur dann zur Verweigerung der Abnahme, wenn diese die Gebrauchsfähigkeit der Leistung 

wesentlich beeinträchtigen. 

 

5. Preise und Zahlungsbedingungen 

 

5.1 Die Preise gelten ab Werk, ggf. einschließlich Verpackung, soweit nicht gesondert ausge-

wiesen, zzgl. gesetzlicher Mehrwertsteuer. Eine Rücknahme der Verpackung nach den Best-

immungen der VerpackV seitens des Lieferers erfolgt, sofern der Besteller die vom Lieferer 

angebrachte Verpackung kostenfrei dem Lieferer im Herstellerwerk zur Übernahme zur Ver-

fügung stellt.  

 

5.2 Beim Versendungskauf trägt der Besteller die Transportkosten ab Lager und die Kosten 

einer gegebenenfalls vom Besteller gewünschten Transportversicherung. Etwaige Zölle, Ge-

bühren, Steuern und sonstige öffentliche Abgaben trägt der Besteller. 

 

5.3 Der Kaufpreis ist sofort fällig und zu zahlen ab Rechnungsstellung und Lieferung bzw. 

Abnahme der Ware. Der Lieferer ist jedoch jederzeit berechtigt, auch im Rahmen einer laufen-

den Geschäftsbeziehung, eine Lieferung ganz oder teilweise nur gegen Vorkasse durchzufüh-

ren. Einen entsprechenden Vorbehalt erklärt der Lieferer spätestens mit der Auftragsbestäti-

gung. 

 

5.4 Der Besteller kommt mit Ablauf von 30 Tagen seit Rechnungsstellung und Lieferung in 

Verzug, ohne, dass es einer Mahnung des Lieferers bedarf. Der Kaufpreis ist während des 

Verzugs zum jeweils geltenden gesetzlichen Verzugszinssatz zu verzinsen. Der Lieferer behält 

sich die Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens vor. Gegenüber Kaufleu-

ten bleibt der Anspruch des Lieferers auf den kaufmännischen Fälligkeitszins (§ 353 HGB) 

unberührt. 

 

5.5 Dem Besteller stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte nur insoweit zu, als 

sein Anspruch rechtskräftig festgestellt oder unbestritten ist. Bei Mängeln der Lieferung bleiben  
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die gegen Rechte des Bestellers unberührt. 

 

5.6 Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (zum Beispiel durch Antrag auf Eröffnung 

eines Insolvenzverfahrens), dass der Anspruch des Lieferers auf den Kaufpreis durch man-

gelnde Leistungsfähigkeit des Bestellers gefährdet wird, so ist der Lieferer nach den gesetzli-

chen Vorschriften zur Leistungsverweigerung und - gegebenenfalls Nachfristsetzung - zum 

Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen über die Herstellung unvertretba-

rer Sachen (Einzelanfertigung) kann der Lieferer den Rücktritt sofort erklären; die gesetzlichen 

Regelungen über die Entbehrlichkeit der Fristsetzung bleiben unberührt. 

 

5.7 Treten nach Abgabe des Angebotes Materialpreis- oder Lohn-/ Gehaltserhöhungen ein 

oder werden Steuern oder Abgaben erhöht, so ist der Lieferer berechtigt, seine Preise ent-

sprechend anzugleichen, sofern zwischen dem Vertragsabschluss und dem Liefertag ein Zeit-

raum von mindestens 4 Monaten liegt. Ist der Besteller eine juristische Person des öffentlichen 

Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Kaufmann, bei dem der Vertrag 

zum Betrieb eines Handelsgewerbes gehört, ist der Lieferer zu entsprechender Preisanglei-

chung auch innerhalb der 4-Monats-Frist berechtigt. Nicht im Angebotspreis inbegriffen sind 

zusätzliche Kosten, die durch die Erfüllung nachträglicher und nicht vorhersehbarer behördli-

cher Auflagen und Anforderungen entstehen.  

 

Gesondert neben dem Angebotspreis berechnet werden Aufwendungen, die auf Änderungen 

des Lieferumfangs auf Wunsch des Bestellers nach unserer Auftragsbestätigung erfolgen.  

 

5.8 Zahlungsanweisungen, Schecks oder Wechsel werden nur nach besonderer Vereinbarung 

und nur zahlungshalber, nicht aber an zahlungsstatt akzeptiert. Die Kosten für Diskontierung 

und Einziehung gehen zu Lasten des Bestellers.  

 

6. Eigentumsvorbehalt 

 

6.1 Die gelieferten Waren bleiben Eigentum des Lieferers bis zur Erfüllung sämtlicher Ansprü-

che und Forderungen, gleich aus welchem Rechtsgrund. Bei fortlaufender Kundenbeziehung 

gilt das vorbehaltene Eigentum auch als Sicherung für die Saldoforderung des Lieferers.  

 

 

6.2 Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren dürfen vor vollständiger Bezahlung der 

gesicherten Forderungen weder an Dritte verpfändet, noch zur Sicherheit übereignet werden.  
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Der Besteller hat den Lieferer unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn ein Antrag auf 

Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt oder soweit Zugriffe Dritter (zum Beispiel Pfän-

dungen) auf die dem Lieferer gehörenden Waren erfolgen. Der Besteller ist verpflichtet, dem 

Lieferer Abschriften von Pfändungsverfügungen und -Protokollen zu übersenden. Er hat dar-

über hinaus alles Zumutbare zu unternehmen, um die Durchführung der Zwangsvollstreckung 

abzuwenden. 

 

6.3 Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere bei Nichtzahlung des fälligen 

Kaufpreises, ist der Lieferer berechtigt, nach den gesetzlichen Vorschriften vom Vertrag zu-

rückzutreten oder/und die Ware aufgrund des Eigentumsvorbehalts heraus zu verlangen. Das 

Herausgabeverlangen beinhaltet nicht zugleich die Erklärung des Rücktritts; der Lieferer ist 

vielmehr berechtigt, lediglich die Ware heraus zu verlangen und sich den Rücktritt vorzubehal-

ten. Zahlt der Besteller den fälligen Kaufpreis nicht, darf der Lieferer diese Rechte nur geltend 

machen, wenn er dem Besteller zuvor erfolglos eine angemessene Frist zur Zahlung gesetzt 

hat oder eine derartige Fristsetzung nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist. 

 

6.4 Der Besteller ist zur Weiterveräußerung der unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Ware im 

Rahmen des ordnungsgemäßen Geschäftsverkehrs berechtigt. Im Rahmen des Weiterver-

kaufs der Vorbehaltsware auf Kredit ist der Besteller verpflichtet, die Rechte des Lieferers aus 

seinem Eigentumsvorbehalt zu sichern. Alle Forderungen des Bestellers aus der Weiterveräu-

ßerung der Vorbehaltsware werden bereits jetzt bis zur Höhe von 110 % der Forderungen des 

Lieferers an den Besteller an den Lieferer abgetreten und zwar bis zur Zahlung sämtlicher 

Forderungen des Lieferers. Der Lieferer nimmt die Abtretung hiermit an. Nimmt der Besteller 

die ihm zustehende Forderung aus einer Weiterveräußerung der Vorbehaltsware in ein mit 

seinem Abnehmer bestehendes Kontokorrentverhältnis auf, so tritt er hiermit die Kontokorr-

entforderung gegenüber seinem Abnehmer ebenfalls bis zur Höhe von 110 % der Forderungen 

des Lieferers an den Besteller an den Lieferer ab. Auch diese Abtretung nimmt der Lieferer 

hiermit an. Nach erfolgter Saldierung tritt anstelle der Kontokorrentforderung der anerkannte 

Saldo, der bis zur Höhe des Betrages als abgetreten gilt, die die ursprüngliche Kontokorrent-

forderung bis zur abgetretenen Höhe ausmachte.  

 

6.5 Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die durch Verarbeitung, Vermischung oder Ver-

bindung der gelieferten Waren entstehenden Erzeugnisse zu deren vollem Wert, wobei der 

Lieferer als Hersteller gilt. Bleibt bei einer Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung mit  
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Waren Dritter deren Eigentumsrecht bestehen, so erwirbt der Lieferer Miteigentum im Verhält-

nis der Rechnungswerte der verarbeiteten, vermischten oder verbundenen Waren. Im Übrigen 

gilt für das entstehende Erzeugnis das gleiche wie für die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte 

Ware. Sofern durch andere Lieferanten ebenfalls Sicherungsrechte an dem verbundenen 

Werk bestehen, ist das Miteigentum auf den proportionalen Anteil des anderen Lieferanten 

begrenzt. Im Falle des Einbaus der Vorbehaltsware in ein Gebäude gelten die Regelungen der 

vorstehenden Absätze über die Forderungszession aus dem Werk / Werklieferungsvertrag des 

Bestellers mit seinem Auftraggeber entsprechend. Die Verarbeitung, Umbildung oder der Ein-

bau von unter Eigentumsvorbehalt gelieferter Ware wird durch den Besteller für den Lieferer 

unentgeltlich vorgenommen. 

 

6.6 Der Besteller ist verpflichtet, solange der Eigentumsvorbehalt besteht, den Liefergegen-

stand gegen Feuer, Wasserschaden sowie gegen Diebstahl zu versichern.  

 

6.7 Zur Einziehung der Forderung bleibt der Besteller neben dem Lieferer ermächtigt. Der 

Lieferer verpflichtet sich, die Forderung nicht einzuziehen, solange der Besteller seinen Zah-

lungsverpflichtungen gegenüber dem Lieferer nachkommt, kein Mangel seiner Leistungsfähig-

keit vorliegt und der Lieferer den Eigentumsvorbehalt nicht durch Ausübung eines Rechts ge-

mäß dieses Abschnittes geltend macht. Ist dies aber der Fall, so kann der Lieferer verlangen, 

dass der Käufer dem Lieferer die abgetretene Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, 

alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und 

den Schuldnern die Abtretung mitteilt. Außerdem ist der Lieferer in diesem Fall berechtigt, die 

Befugnis des Bestellers zur weiteren Veräußerung und Verarbeitung der unter Eigentumsvor-

behalt stehenden Waren zu widerrufen. 

 

6.8 Übersteigt der realisierbare Wert der Sicherheiten der Forderungen des Lieferers um mehr 

als 10 %, wird der Lieferer auf Verlangen des Bestellers Sicherheiten nach Wahl des Lieferers 

freigeben. 

 

7. Mängelhaftung 

 

7.1 Für die Rechte des Bestellers bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und 

Minderlieferung sowie unsachgemäße Montage oder mangelhafter Montageanleitung) gelten 

die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. In allen Fällen 

unberührt bleiben die gesetzlichen Sondervorschriften bei Endlieferung der unverarbeiteten 

Ware an einen Verbraucher, auch wenn dieser sie weiterverarbeitet hat (Lieferantenregress  
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gemäß § 478 BGB). Ansprüche aus Lieferantenregress sind ausgeschlossen, wenn die man-

gelhafte Ware durch den Käufer oder einen anderen Unternehmer, zum Beispiel durch Einbau 

in ein neues Produkt, weiterverarbeitet wurde. 

 

7.2 Grundlage der Mängelhaftung ist vor allem die über die Beschaffenheit der Ware getroffene 

Vereinbarung. Als Vereinbarung über die Beschaffenheit der Ware gelten alle Produktbe-

schreibungen und Herstellerangaben, die Gegenstand des einzelnen Vertrages sind oder vom 

Lieferer, (insbesondere in Katalogen oder auf der Internetseite) zum Zeitpunkt des Vertrags-

schlusses öffentlich bekannt gemacht waren. 

 

7.3 Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart wurde, ist nach der gesetzlichen Regelung zu 

beurteilen, ob ein Mangel vorliegt oder nicht (§ 434 Abs. 1 Satz 2 und 3 BGB). Für öffentliche 

Äußerungen des Herstellers oder sonstiger Dritter (zum Beispiel Werbeaussagen), auf die der 

Besteller den Lieferer nicht als Kauf entscheidend hingewiesen hat, übernimmt der Lieferer 

keine Haftung.  

 

7.4 Die Mängelansprüche des Bestellers setzen voraus, dass er seinen gesetzlichen Untersu-

chungs- und Rügepflichten (§ § 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Bei Baustoffen und ande-

ren, zum Einbau oder sonstigen Weiterverarbeitung bestimmten Waren hat eine Untersuchung 

in jedem Fall unmittelbar vor der Verarbeitung zu erfolgen. Zeigt sich bei der Lieferung, der 

Untersuchung oder zu einem späteren Zeitpunkt ein Mangel, so ist der Lieferer hiervon unver-

züglich schriftlich zu informieren. In jedem Fall sind offensichtliche Mängel innerhalb von 5 

Werktagen ab Ablieferung und bei der Untersuchung nicht erkennbare Mängel innerhalb der 

gleichen Frist ab Entdeckung schriftlich anzuzeigen. Versäumt der Besteller die ordnungsge-

mäße Untersuchung und/oder Mängelanzeige, ist die Haftung des Lieferers für den nicht bzw. 

nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß angezeigten Mangel nach den gesetzlichen Vor-

schriften ausgeschlossen. Die Ware ist bei Anlieferung am vereinbarten Erfüllungsort bei Über-

nahme unverzüglich nach Stückzahl, Gewichten und Verpackungen zu untersuchen und et-

waige Beanstandungen hierzu auf dem Lieferschein oder Frachtbrief bzw. der Empfangsmit-

teilung/Auslagerungsnote zu vermerken. Beanstandungen in Bezug auf Stückzahl, Gewichte 

und Verpackung der Ware sind ausgeschlossen, sofern es an dem nach vorstehenden erfor-

derlichen Vermerk auf Lieferschein oder Frachtbrief bzw. Empfangsquittung fehlt.  

 

7.5 Ist die gelieferte Sache mangelhaft, kann der Lieferer zunächst wählen, ob er nach Erfül-

lung durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangel- 
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freien Sache (Ersatzlieferung) leistet. Das Recht, die nach Erfüllung unter den gesetzlichen 

Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt. 

 

7.6 Der Lieferer ist berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu machen, 

dass der Besteller den fälligen Kaufpreis zahlt. Der Besteller ist jedoch berechtigt, einen im 

Verhältnis zu Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 

 

7.7 Der Besteller hat dem Lieferer die zu geschuldete Nacherfüllung erforderliche Zeit und 

Gelegenheit zu geben, insbesondere die beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu überge-

ben. Im Falle der Ersatzlieferung hat der Besteller die mangelhafte Sache nach den gesetzli-

chen Vorschriften zurückzugeben. Die Nacherfüllung beinhaltet weder den Ausbau der man-

gelhaften Sache noch den erneuten Einbau, wenn der Lieferer nicht ursprünglich zum Einbau 

verpflichtet war. 

 

7.8 Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbeson-

dere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten sowie gegebenenfalls Ausbau- und Ein-

baukosten tragen bzw. erstattet der Lieferer nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung, wenn 

tatsächlich ein Mangel vorliegt. Anderenfalls kann der Lieferer die aus dem unberechtigten 

Mängelbeseitigungsverlangen entstandenen Kosten (insbesondere Prüf- und Transportkos-

ten) ersetzt verlangen, es sei denn die fehlende Mangelhaftigkeit war für den Besteller nicht 

erkennbar. 

 

7.9 In dringenden Fällen, zum Beispiel bei Gefährdung der Betriebssicherheit oder zur Abwehr 

unverhältnismäßiger Schäden, hat der Besteller das Recht, den Mangel selbst zu beseitigen 

und von dem Lieferer Ersatz der hierzu objektiv erforderlichen Aufwendungen zu verlangen. 

Von einer derartigen Selbstvornahme ist der Lieferer unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, 

zu benachrichtigen. Das Selbstvornahmerecht besteht nicht, wenn der Lieferer berechtigt 

wäre, eine entsprechende Nacherfüllung nach den gesetzlichen Vorschriften zu verweigern. 

 

7.10 Der Lieferer hat bis zu 3 Mangelbehebungsversuche. Scheitert die Nacherfüllung oder ist 

eine für die Nacherfüllung vom Besteller zu setzende angemessene Frist fruchtlos verstrichen 

oder nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich, kann der Besteller vom Kaufvertrag zu-

rücktreten oder den Kaufpreis mindern. Bei einem unerheblichen Mangel besteht jedoch kein 

Rücktrittsrecht. 
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7.11 Ansprüche des Bestellers auf Schadensersatz bzw. Ersatz vergeblicher Aufwendungen 

bestehen auch bei Mängel nur nach Maßgabe von Ziffer 8 dieser Lieferungsbedingungen und 

sind im Übrigen ausgeschlossen. 

 

7.12 Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt 12 Monate, auch für Ersatzlieferungen 

und Nachbesserungsarbeiten. Dies gilt nicht, soweit das Gesetz zwingend längere Fristen vor-

schreibt. Bei gebrauchten Gegenständen verjähren Sachmängelansprüche bereits in 6 Mona-

ten, sofern nicht ein Verbrauchsgüterkauf im Sinne des Gesetzes vorliegt. Die Verjährungsfrist 

für Mängelansprüche beginnt für den Lieferteil mit Gefahrübergang, für die Montageleistung 

mit erfolgter oder als erfolgt zu geltender Abnahme.  

 

7.13 Eine Mängelhaftungspflicht besteht nicht für Schäden an Lieferteilen - und deren Folgen 

-die infolge ihrer stofflichen Beschaffenheit oder nach der Art ihrer Verwendung einer vorzeiti-

gen Abnutzung unterliegen, auch nicht für Schäden- und deren Folgen -, die auf fehlerhafter 

oder unsachgemäßer Behandlung, übermäßiger Beanspruchung, ungeeignetem Verwen-

dungszweck, ungeeigneter Betriebsmittel, mangelhafter Wartung entstehen.  

 

8. Haftung 

 

8.1 Soweit sich aus diesen Lieferungsbedingungen einschließlich der nachfolgenden Bestim-

mungen nichts anderes ergibt, haftet der Lieferer bei einer Verletzung von vertraglichen und 

außervertraglichen Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften.  

 

8.2 Der Lieferer haftet auf Schadensersatz - gleich aus welchem Rechtsgrund - im Rahmen 

der Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit 

haftet der Lieferer, vorbehaltlich gesetzlicher Haftungsbeschränkungen (zum Beispiel Sorgfalt 

in eigenen Angelegenheiten, unerhebliche Pflichtverletzung), nur 

 

a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 

b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, 

deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst er-

möglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und ver-

trauen darf); in diesem Fall ist die Haftung des Lieferers jedoch auf den Ersatz des 

vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schadens begrenzt. 
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8.3 Die Haftung ist beschränkt auf den unmittelbaren Schaden am Liefergegenstand. Das gilt 

auch für Ansprüche aus unerlaubter Handlung.  

 

8.4 Die sich aus 8.2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten auch bei Pflichtverletzungen 

durch bzw. zugunsten von Personen, deren Verschulden wir nach gesetzlichen Vorschriften 

zu vertreten haben. Sie gilt nicht, soweit wir einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine 

Garantie für die Beschaffenheit der Ware übernommen haben und für Ansprüche des Käufers 

nach dem Produkthaftungsgesetz.  

 

8.5 Soweit der Lieferer technische Auskünfte gibt oder beratend tätig wird und diese Auskünfte 

oder Beratung nicht zu dem von ihm geschuldeten, vertraglich vereinbarten Leistungsumfang 

gehören, geschieht dies unentgeltlich und unter Ausschluss jeglicher Haftung. 

 

8.6 Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Besteller nur 

zurücktreten oder kündigen, wenn der Lieferer die Pflichtverletzung zu vertreten hat. Ein freies 

Kündigungsrecht des Bestellers (insbesondere nach §§ 650, 648 BGB) wird ausgeschlossen. 

Im Übrigen gelten die gesetzlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 

 

9. Verjährung 

 

9.1 Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für An-

sprüche aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. Soweit eine Abnahme ver-

einbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme. 

 

9.2 Handelt es sich bei der Ware jedoch um ein Bauwerk oder eine Sache, die entsprechend 

ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangel-

haftigkeit verursacht hat (Baustoff), beträgt die Verjährungsfrist gemäß der gesetzlichen Re-

gelung 5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB). Unberührt bleiben auch die weiteren 

gesetzlichen Sonderregelungen zur Verjährung (insbesondere § 138 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3, §§ 

444, 445 b BGB). 

 

9.3 Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch für vertragliche und au-

ßervertragliche Schadensersatzansprüche des Käufers, die auf einem Mangel der Ware beru-

hen, es sei denn die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 

BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. Schadensersatzansprüche des  

 



 

 
Stand 01.07.2020 

 

Käufers gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 (a) sowie nach dem Produkthaftungsgesetz 

verjähren jedoch ausschließlich nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

 

10. Erfüllungsort / Gerichtsstand 

 

10.1 Erfüllungsort für beide Vertragsteilnehmer ist der Sitz des Lieferers, für die Zahlungs-

pflicht des Bestellers der Sitz der Hauptverwaltung des Lieferers.  

 

10.2 Ist der Käufer Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuches, juristische Person des öf-

fentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher - auch 

internationaler - Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder mit-

telbar ergebenden Streitigkeiten der Geschäftssitz des Lieferers in Mönchengladbach. Ent-

sprechendes gilt, wenn der Besteller Unternehmer im Sinne von § 14 BGB ist. Der Lieferer ist 

jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung gemäß 

diesen Lieferungsbedingungen bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder am allgemeinen 

Gerichtsstand des Bestellers zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere 

zu ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt.  

 

11. Geltendes Recht 

 

Für diese Lieferungsbedingungen und die Vertragsbeziehung zwischen Besteller und Lieferer 

gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss internationalen Einheits-

rechts, insbesondere des UN-Kaufrechts. 

 

12. Schutz und Urheberrechte 

 

12.1 Der Besteller wird den Lieferer unverzüglich unterrichten, falls er auf die Verletzung von 

Schutz- oder Urheberrechten durch ein seitens des Lieferers geliefertes Produkt hingewiesen 

wird. Der Lieferer ist ausschließlich berechtigt und verpflichtet, den Besteller gegen die An-

sprüche des Inhabers derartiger Rechte zu verteidigen und diese Ansprüche auf eigene Kos-

ten zu regeln, soweit sie auf die unmittelbare Verletzung durch ein von ihm geliefertes Produkt 

gestützt wird.  

 

12.2 In dem Fall, dass der Liefergegenstand ein gewerbliches Schutzrecht oder Urheberrecht 

eines Dritten verletzt, wird der Lieferer nach seiner Wahl und auf seine Kosten den Lieferge-

genstand derart abändern oder austauschen, dass keine Rechte Dritter mehr verletzt werden,  
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der Liefergegenstand aber weiterhin die vertraglich vereinbarten Funktionen erfüllt, oder dem 

Besteller durch Abschluss eines Lizenzvertrages mit dem Dritten das Nutzungsrecht verschaf-

fen. Gelingt dem Lieferer dies innerhalb eines angemessenen Zeitraums nicht, ist der Besteller 

berechtigt, von dem Vertrag zurückzutreten oder den Kaufpreis angemessen zu mindern. Et-

waige Schadensersatzansprüche des Bestellers unterliegen den Beschränkungen des § 8 die-

ser Lieferungsbedingungen. 

 

12.3 Bei Rechtsverletzungen durch vom Lieferer gelieferte Produkte anderer Hersteller wird 

der Lieferer nach seiner Wahl seine Ansprüche gegen die Hersteller und Vorlieferanten für 

Rechnung des Bestellers geltend machen oder an den Besteller abtreten. Ansprüche gegen 

den Lieferer bestehen in diesen Fällen nach Maßgabe dieses § 12 nur, wenn die gerichtliche 

Durchsetzung der vorstehend genannten Ansprüche gegen die Hersteller und Vorlieferanten 

erfolglos war oder, bspw. aufgrund einer Insolvenz, aussichtslos ist. 

 

12.4 Umgekehrt wird der Besteller den Lieferer gegenüber allen Ansprüchen des Inhabers 

derartiger Rechte verteidigen bzw. freistellen, welche gegen den Lieferer dadurch entstehen, 

dass er Instruktionen des Bestellers befolgt hat oder der Besteller das Produkt verändert.  

 

13. Salvatorische Klausel 

 

Soweit der Vertrag oder diese Lieferungsbedingungen Regelungslücken enthalten, gelten zur 

Ausfüllung dieser Lücken diejenigen rechtlich wirksamen Regelungen als vereinbart, welche 

die Vertragspartner nach den wirtschaftlichen Zielsetzungen des Vertrages und dem Zweck 

dieser Lieferungsbedingungen vereinbart hätten, wenn sie die Regelungslücke gekannt hätten 


